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5 AZR 225/75
4 Sa 839/73 Niedersachsen

Verkiindet
am 10. Marz 1976

gez. Schartel,
Angestellter

als Urkundsbeamter
als Geschadftsstelle

In Sachen

Matthias Prinz
Rechtsanwalt

www.prinz.law

hat der Fiinfte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der
mindlichen Verhandlung vom 10. Marz 1976 durch die Vorsitzende

Richterin Professorin Dr. Hilger, die Richter Siara und

Dr. Heither sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Wagner und

Seiler fiuir Recht erkannt:

1. Auf die Revision des Kldgers wird das Urteil
des Landesarbeitsgerichts Niedersachsen vom
12. Februar 1975 - 4 Sa 8%9/7% -~ aufgehoben.

2. Der Rechtsstreit wird zur anderweiten Ver-—

handlung und Entscheidung, auch iiber die

Kosten der Revision, an das Landesarbeits-

gericht zurilickverwiesen.

Von Rechts
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Tatbestand:

Der Kliger ist Konkursverwalter in dem am 4. Mirz 1971
eroffneten Konkursverfahren iiber das Vermdgen der Firma
A. L , einer Elektro-, Radio- und FernsehgroB8handlung
in Wilhelmshaven. Personlich haftender Gesellschafter der
Firma war der Kaufmann R L . Der am 16. Septem-
ber 1946 geborene Beklagte ist dessen Sohn. Dieser war nach
einer Lehrzeit vom 1. April 1965 bis zum 31. Marz 1967 in
der Zeit vom 1. April 1967 bis zum 31. Mirz 1970 als kauf-
ménnischer Angestellter - Leiter der Rundfunkabteilung - im
Betrieb der Gemeinschuldnerin beschaftigt.

Der Klidger nimmt den Beklagten im vorliegenden Verfah-

ren wegen mehrerer Forderungen im Gesamtbetrag von 16.773,57
DM in Anspruch. Im einzelnen handelt es sich um folgende An-

spriiche:

1. Forderung in Hohe von 3.156,17 DM wegen Warenent-
nahmen von der Gemeinschuldnerin;

2. eine Forderung iiber 1.849,77 DM als Ausgleich fir
die private Benutzung eines der Firma gehorenden
PKW durch den Beklagten im Jahre 1968;

3. Forderung wegen Entnahme eines Philips-Farbfern-
sehgerdtes im Werte von 1.646,91 DM, eines Loewe-
Farbfernsehgeridtes im Werte von 1.582,47 DM und
von Loewe-Lautsprecherboxen mit Zubehdor im Werte
von 862,47 DM. Nach der Behauptung des Kl&gers
hat der Beklagte sich diese Geridte Ende 1969 gegen
Iieferschein aushindigen lassen. Am 30. Januar 1970
habe er in der Buchhaltung verlangt, die Lieferun-

gen auf die Namen K , Sch und M umschrei-
ben zu lassen. Dies sel geschehen. Es habe sich bald
herausgestellt, daB es sich dabei um fingierte Adres-

sen ("Friedhofs-Adressen") gehandelt habe. Deswegen

zur Rede gestellt habe der Beklagte einen Betrag von

1.000,-- DM gezahlt. Der Betrag von 862,47 DM sei
am 17. September 1970 dem Darlehenskonto des Be-
klagten zugeschrieben worden. Aus den Entnahmen
schulde der Beklagte mithin noch 2.229,38 DM.

4, Forderung aus ungerechtfertigter Bereicherung iiber
600,-- DM. Dabei handelte es sich nach der Darstel-
lung des Kldgers um folgenden Vorgang:

Der Beklagte habe im Herbst 1967 an eine Frau P

in B zwel Funkgerdte mit Batterien fir 600,-- DM

veriduBert. Dariiber sei am 27. Oktober 1967 Rechnung

erteilt worden. Frau P habe die Gegensténde spa-

ter zuriickgegeben, der Beklagte habe sie in Empfang
genommen, aber nicht wieder der Firma zugefiihrt.

JLaw — Gesetze und Urteile i Available on the
Kostenlos (mobile App) » Google play D App Store

Uber 100.000 Urteile JLaw — fir Android JLaw —flr iOS

W Uber 200 Gesetze

www.prinz.law

I, YONY SIOMUTE]

DyIn ‘JeLs §§ oeu yuequaje(J s[e purs ‘T:Ull[lllllll‘\\“}].\‘] Iap 319,

S35 I

3Zmyd:



https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

-3 -

5. Forderung aus dem sog. Darlehenskonto in HShe von
8.938,25 DM. Hier liegt folgender Sachverhalt zu-
grunde:

Der Beklagte hatte der Firma L 1962 oder 1964
bzw. 1965, jedenfalls aber vor Beginn des Arbeitsver-
hdltnisses, ein Darlehen in HShe von 17.000,-- DM ge-
wshrt, dessen Betrag er als Guthaben aus der Aufldsung
einer Elektro-GroBhandels-GmbH erhalten hatte. Der
Betrag ist auf einem Darlehenskonto fiir den Beklagten
ausgewiesen worden. In der Folgezeit habe sich, so hat
der Kliger vorgetragen, das Guthaben stédndig vermin-
dert, da der Beklagte wegen Leistungen der Firma an
ihn habe belastet werden miissen. Die Belastungen hitten
den Guthabensbetrag iliberstiegen und schlieBlich zu
einem Passivsaldo zu Lasten des Beklagten von 8.939,25
DM gefiihrt. Der Kliager hat sich hierzu - jedenfalls fiir
einen Teil der Kontobewegung - auf Feststellungen der
Treuhand-AG, Oldenburg, gestiitzt, die in einem Schrei-
ben vom 24. Mai 1971 niedergelegt sind.

Der Kliager hat beantragt, den Beklagten zu verurteilen, an
ihn 16.773,57 DM nebst 10 % Zinsen seit dem 1. Februar 1970 zu
zahlen.

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Er hat das Bestehen samtlicher Forderungen geleugnet. Un-
erlaubterweise habe er niemals Waren entnommen. Zugegeben hat
er, zwei Fernsehgerste der Marken Philips und Loewe erhalten
zu haben. Nach seiner Darstellung hierzu sei er jedoch durch
seinen Vater ausdriicklich erméchtigt worden. Die von Frau P
zuriickgegebenen Funkgerdte habe er nicht fiir sich behalten.
Ebenso hat er die Belastungen auf dem Darlehenskonto als be-
rechtigt bestritten und erkldrt, er habe im einzelnen die Be-
wegungen auf diesem Konto iliberhaupt nicht gekannt. Die Gemein-
schuldnerin schulde ihm noch den gesamten Darlehensbetrag nebst
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Zinsen. Aus letzterem Grunde hat der Beklagte im Konkursverfahren

eine Forderung von 30.43%6,83 DM angemeldet. Der Komplementar
der Gemeinschuldnerin hat die Forderung anerkannt, der Klager
als Konkursverwalter hat sie bestritten.

Das Arbeitsgericht hat den Beklagten verurteilt, an den
Kliger 2.229,3%8 DM nebst 10 % Zinsen zu zahlen, und hat im
iibrigen die Klage abgewiesen. Die Abweisung beruht darauf, daB
das Arbeitsgericht die AusschluBfrist in § 11 des fiir allge-
meinverbindlich erklérten Manteltarifvertrages fiir Angestellte
des GroB- und AuBenhandels Niedersachsen vom 1. November 1966
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(im folg.: MTV) angewandt hat. Diese Bestimmung lautet:

"Der Angestellte ist zur sofortigen Nachpriifung der
Gehaltsabrechnung und des ausgezahlten Geldbetrages
verpflichtet. Stimmt der Geldbetrag mit dem Gehalts-
nachweis nicht iiberein, so ist dies unverszliglich dem
Auszahlenden zu melden.

Gegenseitige Anspriiche aller Art aus dem Arbeitsver-

hdltnis (z.B. auf riickstdndiges Gehalt, aus Leistung

von Mehrarbeit usw.) sind innerhalb einer Ausschluf-

frist von drei Monaten seit Fdlligkeit des Anspruches
schriftlich geltend zu machen."

Nach der Ansicht des Arbeitsgerichts ist allein die
Forderung wegen der Entnahme der beiden Fernsehgerédte nicht
von der AusschluBfrist erfaBt, weil es sich hierbei um eine
Forderung aus unerlaubter Handlung handele.

Gegen das Urteil des Arbeitsgerichts haben beide Par-
teien Berufung eingelegt. Das Landesarbeitsgericht hat die
Berufung des Klégers zurilickgewiesen und hat auf die Berufung
des Beklagten hin die Klage auch insoweit abgewiesen, als das
Arbeitsgericht ihr stattgegeben hatte. Nach der Ansicht des
Landesarbeitsgerichts wird auch die Forderung wegen der Ent-
nahme der beiden Farbfernsehgeréte von der AusschluBklausel
des MTV erfaBt.

Mit der Revision verfolgt der Kldger das Klageziel in
vollem Umfang weiter.

Entscheidungsgriinde :

Die Revision hat Erfolg.
1. Das Landesarbeitsgericht geht ohne Rechtsirrtum davon
aus, zwischen dem Beklagten und der Firma A. L habe
ein Arbeitsverh&ltnis bestanden. Zu folgen ist auch der wei-
teren Annahme des Landesarbeitsgerichts, daB der hier zu be-
achtende MTV Arbeitsverhdltnisse zwischen Verwandten grund-
sdtzlich nicht aus seinem persdnlichen Anwendungsbereich aus-
schlieBt.

Das Landesarbeitsgericht hat jedoch iibersehen, daB der
MTV nicht sd@mtliche Angestellten des GroB- und AuBenhandels
in seinen persdnlichen Geltungsbereich einbezieht. Ausgenom-
men sind nach § 1 MTV "leitende Angestellte, fiir die Sonder-
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vertrédge vorliegen, die iiber den Rahmen dieser tarifvertragli-
chen Regelung hinausgehen, z.B. Prokuristen, Handlungsbevoll-
michtigte, Betriebsleiter". Es ist nicht auszuschlieBen, da8

der Beklagte allein schon kraft seiner Stellung im Betrieb der
Gemeinschuldnerin - Leiter der Rundfunkabteilung - als leitender
Angestellter im Sinne der genannten Tarifnorm anzusehen wére;

er konnte in dieser Stellung einem "Betriebsleiter" gleichge-
stellt werden. Das Arbeitsverhsltnis des Beklagten war nach
seinem Vorbringen iiberdies durch Besonderheiten gekennzeichnet,
die sich stark vom normalen Erscheinungsbild eines Angestellten-
verhdltnisses abheben. So war er nach seinem eigenen Vortrag zu
Warenentnahmen durch den Geschaftsinhaber, seinen Vater, er-
michtigt, der insbesondere auch mit dem Geschéftsgebaren in den
Fallen "K y W " und "Sch y S " einverstanden war.
Er war zur privaten Benutzung des Firmenwagens auf Firmenkosten
befugt und hatte, da er im Besitz der Hauptschliissel war, Tag
und Nacht Zugang zu allen Geschdftsriumen (vgl. die Revisions-
erwiderung vom 20. August 1975 Bl. 3). Dies kann alles zusammen-
genommen als AusfluB einer angesichts der engen Familienbindung
erklsrlichen vertraglichen Sonderregelung aufgefaBt werden, die
im Sinne des oben bezeichneten Ausnahmetatbestandes iliber den
Rahmen der Regelungen des MTV hinausgeht. Es liegt nahe, daB
der MTV jedenfalls ein Familienarbeitsverhdltnis der Art, wie

es hier nach dem eigenen Vorbringen des Beklagten bestanden hat,
als nicht dem Normalfall entsprechend aus dem persdnlichen Gel-
tungsbereich ausschlieBen will.

Der vorbezeichnete durchgreifende Rechtsfehler macht es
erforderlich, das angefochtene Urteil in vollem Umfang aufzu-
heben. Der Senat hat davon abgesehen, iiber die Frage der Gel-
tung des MTV fiir das Arbeitsverh#dltnis des Beklagten abschlie-
Bend zu entscheiden. Dem Beklagten soll fir die Tatsacheninstanz
die M8glichkeit offengehalten werden, das tatsdchliche Vorbrin-
gen iiber den Inhalt seines Arbeitsverhdltnisses im Hinblick auf
den persdnlichen Geltungsbereich des MTV zu ergdnzen. Der
Rechtsstreit war danach an das Landesarbeitsgericht zurlickzu-

verweisen.
-6 -
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2. Fir den Fall, daB das Landesarbeitsgericht auch nach
erneuter Sachverhandlung den Beklagten wiederum in den per-
sonlichen Geltungsbereich einbeziehen sollte, weist der Se-
nat auf erhebliche Bedenken hin, die z.T. gegen die Anwend-
barkeit der AusschluBklausel des MTV auf die Klageanspriiche
bestehen. Im einzelnen ist hierzu zu sagen (nachfolg. a - c¢):
a) Zu den Forderungen auf Warenentnahme in HOhe von
3.156,17 DM meint das Landesarbeitsgericht, es handele sich
deshalb um Anspriiche aus dem Arbeitsverhdltnis, weil die
Warenentnahmen nur im Zusammenhang mit dem Arbeitsverhdltnis
des Beklagten hdtten getdtigt werden konnen; ohne das Arbeits-
verhdltnis wdre eine Warenentnahme nicht méglich gewesen, je-
denfalls nicht in der hier vorliegenden Art und Weise und in
dem hier vorliegenden Umfang. Diese Begriindung iberzeugt
nicht. Die Annahme liegt ndher, daB der Beklagte als Sohn

des Firmeninhabers, der offensichtlich die Firma spdter iiber-
nehmen sollte, Waren auf Grund seiner famili&ren Bindungen
erhalten hat. Es bediirfte ndherer Feststellungen, die diese
Annahme erschiittern und fiir einen inneren Zusammenhang der
Warenentnahmen mit dem Arbeitsverh#dltnis sprechen. Zuriick-
haltung bei der Annahme eines solchen Zusammenhanges ist bei
Familienarbeitsverhdltnissen geboten; anderenfalls konnte

der Arbeitgeber im Vorstadium des Konkurses leicht Warenent-
nshmen durch seine als Arbeitnehmer beschéftigten Familien-
mitglieder gestatten und dadurch die Konkursmasse gefdhrden.
Es wdre auf diese Weise leicht m8glich, das Anfechtungsrecht
des Konkursverwalters zu umgehen.

b) Entsprechendes gilt fiir die PKW-Nutzung im Jahre 1968
und die daraus resultierende Forderung von 1.849,77 DM. Ohne
ndhere Kenntnis des Inhaltes des Arbeitsverhidltnisses und

der Art der Arbeitsleistung des Beklagten ist nicht ohne
weiteres die Annahme gestattet, die private Nutzung des Fir-
men-PKWs sei ein Teil seiner Arbeitsverglitung.

c) Die Begriindung des Landesarbeitsgerichts iiber die Anwen-
dung der AusschluBklausel auf die Forderung aus dem Komplex
Darlehenskonto ist nicht iiberzeugend. Das Landesarbeitsgericht
meint, das Darlehensverhéltnis sei schlieBlich zu einem Teil
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des Arbeitsverhdltnisses geworden; "wechselseitige Anspriiche
aus dem Darlehensverhdltnis" seien daher auch Anspriiche aus dem
Arbeitsverhdltnis geworden.

Dabei scheint iibersehen, daB im Darlehensverhdltnis wech-
selseitige Anspriiche nicht bestehen. Schuldner des Darlehens
ist der Darlehensnehmer allein. Der Beklagte war hier Darlehens-
geber und ist in bezug auf dieses Darlehen Gl&dubiger. Die gel-
tend gemachten Forderungen des Klagers folgen nicht aus dem
Darlehen, sondern sind anderer Natur; das wird nur dadurch
verdeckt, daB sie auf dem sog. Darlehenskonto verzeichnet wor-
den sind, und zwar deshalb, weil im Wege der Verrechnung eine
Reihe von Anspriichen der Firma vom Darlehen abgezogen worden
sind. Nach der Darstellung des Kladgers haben diese Abziige wegen
Forderungen der Firma gegen den Beklagten schliefBlich nicht nur
den Darlehensbetrag aufgezehrt, sondern zu einer erheblichen
Belastung des Beklagten gefiihrt. Diese Gegenanspriiche sind es,
die der Kl&dger hier verfolgt. Dem Klédger kann nun entgegenge-
halten werden, er habe diese Forderungen nicht hinreichend spe-
zifiziert. Nach dem bisherigen Akteninhalt kann ihm sber kaum
entgegengehalten werden, er habe die Ausschluflfrist versdumt.
Hierzu bediirfte es im einzelnen einer Erdrterung der Gegenfor-
derungen der Firma gegen den Beklagten, die zur Aufzehrung der
Darlehensforderung und schliefllich zur Begriindung eines Gut-
habens der Gemeinschuldnerin auf dem Darlehenskonto gefiihrt
haben.

d) Es erscheint andererseits erorterungsbediirftig, ob der
Kléger nicht versehentlich aus dem sog. Darlehenskonta An-
spriiche gegen den Beklagten verfolgt, die er schon an anderer
Stelle einklagt. Auf dem Darlehenskonto erscheinen als Bela-
stung des Beklagten nochmals die Forderungen des Klagers wegen
der Warenentnahmen iiber 3.156,17 DM und wegen der PEKW-Nutzung
iiber 1.849,77 DM (vgl. das Schreiben der Treuhand-AG Oldenburg
vom 24. Mai 1971 - Bl. 24/26 d.A. - a.E.). Es ist m6glich, daB
der Kléger insoweit Anspriiche doppelt geltend macht.

gez.: Dr. Hilger Siara Dr. Heither
Dr. Wagner Seiler
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	1.	Forderung in Höhe von 3*156,17 DM wegen Warenentnahmen von der Gemeinschuldnerin;

	2.	eine Forderung über 1.849,77 DM als Ausgleich für die private Benutzung eines der Firma gehörenden PKW durch den Beklagten im Jahre 1968;


